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I. Vollstationärer Bereich 
 
1. Projekt „Pflegebedarf im Saarland – PiSaar“ 
 
Der zwischen der Saarländischen Pflegegesellschaft (SPG) und den Kostenträgern mit 
Wirkung zum 01. Januar 2011 abgeschlossene Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI über die 
Leistungen der Vollstationären Pflege gemäß § 43 SGB XI sieht eine Verbesserung der 
Mindest-Personalanhaltszahlen um durchschnittlich 5 % bis spätestens 31. Dezember 2013 
vor. Da die SPG in den Verhandlungen eine Erhöhung der Personalanhaltszahlen um 16 % 
begründet und gefordert hatte, verständigten sich die Verhandlungspartner darauf, im Laufe 
des Jahres 2013 erneut in Verhandlungen über die zweite Stufe der Personalschlüsselver-
besserung einzutreten. 
 
Zur inhaltlichen Vorbereitung der Verhandlungen hat die SPG im Sommer des Jahres 2011 
gemeinsam mit der Philosophisch Theologischen Hochschule Vallendar (PTHV) das Projekt 
„PiSaar – Pflegebedarf im Saarland“ gestartet; Ziel des Projektes war es, diejenigen 
Faktoren zu ermitteln, die den tatsächlichen Pflegebedarf erklären. Konkret wurde in 62 
Einrichtungen bei insgesamt 4.861 Bewohnern über einen Zeitraum von 48 Stunden der 
tatsächliche Pflegeaufwand gemessen und von der PTHV nach mathematisch-statistischen 
Methoden ausgewertet. 
 
Die Zwischenergebnisse des Projektes wurden am 27. November 2012 der Fachöffentlich-
keit vorgestellt; der Abschlussbericht wird für den Frühsommer 2013 erwartet. Die bisher 
bereits vorliegenden Ergebnisse machen deutlich, dass die Pflegestufen lediglich 30 % des 
Aufwands für Pflege und Betreuung erklären und somit als Bezugsgröße für die Personal-
schlüssel nur zu einem geringen Teil geeignet sind.  
 
Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse wird die SPG für die im Jahr 2013 anstehenden 
Rahmenvertragsverhandlungen Alternativen zu der bisher praktizierten vollständigen 
Bemessung der Personalanhaltszahlen an den Pflegestufen entwickeln. 
 
 
2. Investitionskosten in Stationären Altenhilfeeinrichtungen 
 
Durch die Urteile des BSG vom 08. September 2011 wurde das seit Jahren praktizierte 
Verfahren der gesonderten Berechnung der Investitionskosten Stationärer Altenhilfeein-
richtungen grundsätzlich in Frage gestellt. Insbesondere die vom BSG geforderte Abkehr der 
vom BSG als „unzulässig“ bezeichnete Pauschalierung der Instandhaltungsaufwen-
dungen hätte für die Stationären Einrichtungen sowie ihre Bewohner/innen als Folge der 
daraus resultierenden starken Schwankungen der Heimentgelte zu weitreichenden negativen 
Konsequenzen geführt.  
 
Die SPG hat gegenüber dem Land sowie dem Bundesgesetzgeber ausführlich die aus einer 
Umsetzung des Urteils resultierenden Auswirkungen dargestellt und erläutert sowie 
Alternativen aufgezeigt. Gemeinsam mit den diesbezüglichen Initiativen der Trägerverbände 
in den übrigen Bundesländern konnte eine entsprechende Gesetzesänderung auf Bundes-
ebene bewirkt werden, durch welche das bisher praktizierte Verfahren der Investitions-
kostenberechnung mit der Möglichkeit der Bildung angemessener Pauschalen wieder 
möglich wurde. 
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3. Verbesserung der ärztlichen Versorgung in Stationären Altenhilfeeinrich-
tungen  

 
Bereits seit Jahren weist die SPG auf die Notwendigkeit einer Verbesserung der haus- sowie 
fachärztlichen Versorgung der Bewohner Stationärer Altenhilfeeinrichtungen hin. Zwar 
existieren diesbezügliche Initiativen einzelner Kassenarten mit einzelnen Trägern; nach 
Überzeugung der SPG kann eine Lösung des Problems jedoch nur erreicht werden, wenn 
kassenübergreifend einheitliche Verfahrensregelungen auf der Ebene der SPG vereinbart 
werden. 
 
Im Jahr 2012 fanden Gespräche zwischen SPG und der KV über ein Modell regionaler 
Ärzteverbundsysteme statt. Nach Einschätzung der SPG kann durch ein derartiges 
Verbundsystem, in welchem die Rechte und Pflichten der Beteiligten verbindlich geregelt 
werden, eine Verbesserung der ärztlichen Versorgung in den Stationären Altenhilfeeinrich-
tungen sichergestellt werden. 
 
Ein konkretes Ergebnis konnte bisher noch nicht erzielt werden; die Gespräche sollen im 
Jahr 2013 fortgesetzt werden. 
 
 
4. Pflegesatzverfahren des Jahres 2013 
 
Wie bereits in den Vorjahren so konnte sich die SPG auch für den Pflegesatzzeitraum 2013 
mit den Kostenträgern auf das bewährte Verfahren der „Gebündelten Einzelverhand-
lungen“ verständigen. Durch dieses verwaltungseffiziente Verfahren konnte ein Ausgleich 
für die prognostizierten Personal- und Sachkostensteigerungen des Jahres 2013 vereinbart 
werden. 
 
An dem Verfahren der „Gebündelten Einzelverhandlungen“ haben sich für den Pflegesatz-
zeitraum 2013 – wie bereits in den Vorjahren – ca. 90% der von der SPG vertretenen 
Stationären Altenhilfeeinrichtungen beteiligt. 
 
Die Entgelte derjenigen Einrichtungen, welche darüber hinaus strukturelle Veränderungen 
geltend gemacht haben, wurden auf dem Wege der „echten Einzelverhandlungen“ 
vereinbart. 
 
 

II. Ambulanter Bereich 
 
1. Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
 
Nachdem die Krankenkassen in den Verhandlungen des Jahres 2011 über die Gebühren für 
die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V erstmalig ihre Bereitschaft 
erklärt haben, mit der SPG in Verhandlungen über einen Wegfall der seit dem Jahr 1991 
geltenden Leistungsausschlüsse („... nicht abrechenbar neben ...“) einzutreten, wurden im 
Jahr 2012 die Verhandlungen über diesen Tatbestand mit hoher Intensität geführt. Als 
Ergebnis der Verhandlungen verständigten sich die Vertragspartner schließlich im Rahmen 
einer kompromissweisen Einigung darauf, den für die Leistung „Medikamentengabe“ 
geltenden Leistungsausschluss – vorerst befristet bis zum 31. Dezember 2013 mit dem 
Vorbehalt einer Überprüfung der Leistungsmengen zum Jahresende durch die Kranken-
kassen – auszusetzen. 
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Darüber hinaus wurde das Preis-Leistungs-Verzeichnis mit Wirkung zum 01. Januar 2013 
um einen neu abrechnungsfähigen Leistungskomplex „Kompressionsverband incl. 
Wundversorgung bei Ulcus cruris“ ergänzt; auch diese Regelung steht unter dem Vorbehalt 
einer Überprüfung zum Ende des Jahres 2013. 
 
Aus Sicht der SPG stellen diese Verhandlungsergebnisse einen deutlichen Schritt zur 
Schaffung struktureller Verbesserungen im Preis-Leistungs-Verzeichnis dar; da das 
Verhandlungsergebnis dennoch hinter dem von der SPG seit Jahren formulierten 
Forderungspaket zurückbleibt, werden die Verhandlungen im Laufe des Jahres 2013 fortge-
setzt. 
 
Zur Kompensation der von den Ambulanten Diensten zu tragenden Personal- und 
Sachkostensteigerungen wurde darüber hinaus eine lineare Erhöhung der Gebühren für die 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege in Höhe von 2,03 % mit Wirkung zum 01. Januar 
2013 vereinbart. 
 
 
2. Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
2.1 Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Häuslichen 

Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
Nachdem die SPG mit Datum vom 18. Juli 2011 den seit dem 01. April 1995 unverändert 
geltenden Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Häuslichen Pflege 
gemäß § 36 SGB XI gekündigt hat, wurde der Rahmenvertrag von den Vereinbarungspart-
nern darauf hin analysiert, inwieweit als Folge der auf Bundesebene stattgefunden 
Gesetzesänderungen redaktionelle Überarbeitungen notwendig wurden. Während die 
Vertragspartner zunächst davon ausgingen, dass die Überarbeitung des Rahmenvertrages 
im ersten Halbjahr 2012 abgeschlossen sein wird, ergab sich durch das Inkrafttreten des 
PNG weitergehender Regelungsbedarf. Vor dem Hintergrund dieses Sachstandes wurde 
der Abschluss des neuen Rahmenvertrages zunächst solange zurückgestellt, bis eine 
Anpassung an die durch das PNG bewirkten Neuregelungen erfolgt ist. 
 
 
2.2 Umsetzung des PNG – Einführung eines neuen Leistungskomplexes 

„Pflegerische Betreuungsleistungen“ sowie Vereinbarung von Stunden-
vergütungen als Alternativen zur Abrechnung nach Leistungskomplexen 

 
Infolge des Inkrafttretens des PNG wurde als eine wesentliche Änderung zum 01. Januar 
2013 ein Rechtsanspruch ambulant versorgter Pflegebedürftiger auf einen neuen 
Leistungskomplex „Pflegerische Betreuungsleistungen“ eingeführt. Noch im Jahr 2012 
konnte die SPG mit den Kostenträgern Verständigung über den Text einer Leistungs-
beschreibung erzielen; da die Positionen der Verhandlungspartner hinsichtlich der 
notwendigen und angemessenen Vergütung des neuen Leistungskomplexes jedoch weit 
auseinander lagen, war im Jahr 2012 der Abschluss einer Vergütungsvereinbarung für 
diesen neuen Leistungskomplex nicht möglich. Der Anspruch ambulant versorgter 
Pflegebedürftiger auf „Pflegerische Betreuungsleistungen“ konnte im Saarland somit nicht 
wie im Gesetz vorgesehen zum 01. Januar 2013 umgesetzt werden; die SPG hat den 
Ambulanten Diensten ein diesbezügliches Patienteninformationsschreiben zur Verfügung 
gestellt. Die Verhandlungen werden im Jahr 2013 fortgesetzt. 
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Außerordentlich schwierig gestalteten sich auch die Verhandlungen über eine Umsetzung 
der durch das PNG ab 01. Januar 2013 vorgesehenen Erbringung und Abrechnung von 
Leistungen der Häuslichen Pflege nach Einsatzstunden alternativ zur Erbringung und 
Abrechnung nach Leistungskomplexen. Einerseits war das erste Angebot der Kostenträger 
für eine Stundenvergütung aus Sicht der SPG völlig inakzeptabel; darüber hinaus wurde im 
Laufe der Verhandlungen deutlich, dass als Folge der unterschiedlichen Strukturen der 
Ambulanten Dienste eine einheitliche Stundenvergütung auf Seiten der SPG nicht dar-
stellbar sein wird. Vor dem Hintergrund dieses Sachstandes formulierte der Vorstand der 
SPG als Verhandlungsziel die Verständigung mit den Kostenträgern auf ein einheitliches 
Kalkulationsschema, in welchem die preisbildenden vergütungsrelevanten Faktoren 
dokumentiert sind. Nach den Vorstellungen der SPG soll dieses mit den Kostenträgern 
abgestimmte Kalkulationsschema Grundlage der von den Ambulanten Diensten – 
gegebenenfalls verbandsweise geführten – Einzelverhandlungen sein. 
 
Die Verhandlungen über die Kalkulation von Stundenvergütungen für die Leistungen der 
Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI werden im Jahr 2013 fortgesetzt. 
 
 
3. „Vereinfachtes Vergütungsverfahren“ für den Vergütungszeitraum 2013 
 
Vor dem Hintergrund der laufenden Verhandlungen über eine Neuregelung der 
Vergütungsstrukturen im Bereich der Häuslichen Pflege verständigten sich SPG und Kosten-
träger zunächst darauf, das in den vergangenen beiden Jahren praktizierte „Vereinfachte 
Vergütungsverfahren“ mit einer linearen Erhöhung der Entgelte vorerst auszusetzen. 
Nachdem jedoch abzusehen war, dass die Verhandlungen über eine Neuordnung der 
Vergütungsstrukturen kurzfristig zu keinem Ergebnis führen werden, erfolgte seitens der 
Mehrzahl der Ambulanten Dienste eine Aufforderung gegenüber den Kostenträgern zu 
Verhandlungen über einen Ausgleich der gestiegenen Personal- und Sachkostenstei-
gerungen im Rahmen des „Vereinfachten Vergütungsverfahrens“.  
 
Die Umsetzung der entsprechend fortgeschriebenen Punktwerte ist für das Frühjahr 2013 
angestrebt. 
 
 

III. Bereich der Kurzzeit- und Teilstationären Pflege 
 
Umsetzung des Anspruchs von Gästen der Teilstationären Pflege auf 
zusätzliche Betreuungsleistungen gemäß § 87b SGB XI 
 
Durch das PNG wurde mit Wirkung zum 01. Januar 2013 ein Anspruch von Tagespflege-
gästen auf zusätzliche Betreuungsleistungen gemäß § 87b SGB XI geschaffen. Im Jahr 2012 
trat die SPG in Verhandlungen über eine Umsetzung dieses Leistungsanspruchs ein; dabei 
konnte bereits in der ersten Verhandlungsrunde Verständigung über die Eckpunkte einer 
Ergänzungsvereinbarung zur Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Absatz 3 SGB XI über die 
Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mit erheblichem allgemeinem Betreuungsbedarf 
gemäß § 87b SGB XI erzielt werden. Konkret wird in dieser Ergänzungsvereinbarung der 
von den Tagespflegeeinrichtungen abrechenbare Betreuungsbetrag sowie das Abrech-
nungs- und Nachweisverfahren geregelt.  
 
Nach den Vorstellungen der Verhandlungspartner soll die Ergänzungsvereinbarung im 
Frühjahr 2013 in Kraft treten. 
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IV. Altenpflegeausbildung und Fachkräftesituation 
 
1. Fachkräftesituation und Personalgewinnung 
 
Auch im Jahr 2012 hat die SPG ihre langfristig angelegte Imagewerbung für den Beruf 
des/der Altenpflegers/in mit hoher Intensität fortgesetzt. Die im Jahr 2011 erstellte 
Imagebroschüre, in welcher über die Ausbildung zum/zur Altenpfleger/in informiert wird, 
wurde als Folge der großen Nachfrage neu aufgelegt.  
 
Mit insgesamt 995 Auszubildenden (in drei Ausbildungsjahren) sowie 481 neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträgen im Schuljahr 2012/13 konnte im Saarland ein absoluter 
Ausbildungsrekord erzielt werden. Das von der SPG im Jahr 2009 formulierte Ziel einer 
Verdopplung der Ausbildungsplatzzahlen gegenüber dem langjährigen Jahresdurchschnitt 
wurde somit sogar noch übertroffen. Nach Überzeugung der SPG hat zu dieser Entwicklung 
neben der kontinuierlichen Imagewerbung maßgeblich auch die Einführung eines 
umlagefinanzierten Systems der Altenpflegeausbildung beigetragen. 
 
 
2. Umstieg auf das umlagefinanzierte System der Altenpflegeausbildungs-

vergütung 
 
Nachdem auf Initiative der SPG mit Wirkung zum 01. Dezember 2011 die Verordnung über 
die Einführung einer Umlagefinanzierung in der Altenpflegeausbildung in Kraft getreten ist 
und die SPG als „Zuständige Stelle“ vom Land mit der Durchführung der Fondsverwaltung 
beauftragt wurde, hat die SPG zu Beginn des Jahres 2012 die räumlichen, personellen sowie 
organisatorischen Voraussetzungen zur Durchführung der Fondsverwaltung geschaffen. 
Neben der Anmietung zusätzlicher Räumlichkeiten im Erdgeschoss des Hauses wurde zum 
01. März 2012 eine Vollzeitstelle für die mit der Fondsverwaltung beauftragte Sachbear-
beitung eingerichtet. Zur Steuerung des laufenden Prozesses der Fondsverwaltung wurde 
ein „Geschäftsführender Ausschuss ZSA“ eingerichtet, welcher sich aus Mitgliedern bzw. 
stellvertretenden Mitgliedern des Vorstandes der SPG zusammensetzt und der vom 
Vorstand der SPG mit den für die Steuerung notwendigen Handlungs- und Entscheidungs-
kompetenzen ausgestattet wurde.  
 
Nachdem erstmalig der Ausbildungsjahrgang 2011/12 über das Umlageverfahren finanziert 
wurde, konnte ein durchweg positives Fazit gezogen werden: Anders als in anderen 
Bundesländern wurde im Saarland von keiner Pflegeeinrichtung Klage gegen die Rechts-
verordnung erhoben; darüber hinaus muss mit 0,04 % des Ausgleichsbetrages (nach dem 
aktuellen Sachstand) nur ein äußerst geringer Forderungsbetrag als uneinbringlich verbucht 
werden. 
 
 
3. Evaluation des Curriculums sowie der Strukturen in der Altenpflege- 

sowie Altenpflegehilfeausbildung 
 
Während die Entwicklung der Ausbildungsplatzzahlen in quantitativer Hinsicht zufrieden-
stellend verläuft, hat die SPG dringenden Handlungsbedarf bei der Qualität der 
Ausbildung identifiziert. Insbesondere wurde die Notwendigkeit gesehen, sowohl das 
schulische als auch das betriebliche Curriculum in der Altenpflege- und Altenpflegehilfe-
ausbildung daraufhin zu überprüfen, inwieweit dieses den Anforderungen an die Qualifikation 
von Altenpflegefach- sowie -hilfskräften 10 Jahre nach Inkrafttreten des AltPflG noch gerecht 
wird. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Verantwortung für die 
Altenpflegeausbildung beim Land liegt, hat die SPG gegenüber dem Ministerium eine 
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Evaluation sowohl des Curriculums als auch der Strukturen in der Altenpflege- sowie 
Altenpflegehilfeausbildung angeregt. 
 
Im Herbst 2012 hat das Ministerium dieser Anregung Rechnung getragen und eine 
diesbezügliche Evaluation in Auftrag gegeben. Mit der wissenschaftlichen Begleitung wurde 
die HTW beauftragt; die SPG ist in der vom Ministerium moderierten Steuerungsgruppe 
vertreten. 
 
 

V. Übergreifender Bereich 
 
1. Mitwirkung der SPG am vom Ministerium initiierten „Pflegedialog“ 
 
Als Reaktion auf die Vorkommnisse in einem Pflegeheim in Spiesen-Elversberg im Sommer 
2012 hat Sozialminister STORM die relevanten Akteure im Gesundheits- und Sozialwesen 
im Saarland zu einem „Pflegedialog“ einberufen. Konkret wurden verschiedene aus Sicht des 
Ministeriums für die Qualität der Pflege relevanten Problembereiche in unterschiedlichen 
vom Ministerium moderierten Arbeitsgruppen analysiert sowie Lösungsansätze erarbeitet. 
Die SPG hat ihren Sachverstand in alle AGs eingebracht. Die von den AGs entwickelten 
Lösungsvorschläge wurden in der „Ersten Saarländischen Pflegekonferenz“ am 22. 
November 2012 der Fachöffentlichkeit vorgestellt.  
 
Nach Auswertung der Ergebnisse dieser Pflegekonferenz wurde der „Pflegedialog“ mit einer 
Konzentration auf die nach wie vor dringlichen Problembereiche fortgesetzt. Die SPG wird 
auch die Fortsetzung des Pflegedialogs durch entsprechende Mitwirkung in den relevanten 
Arbeitsgruppen mit gestalten. 
 
 
2. Begleitung des laufenden Gesetzgebungsverfahrens auf Landesebene 
 
Auch im Jahr 2012 brachte die SPG ihren Fachverstand bei externen Anhörungen zum 
laufenden Gesetzgebungsverfahren ein. Insbesondere wurden der dritte Teil des Landes-
seniorenplanes sowie das Gesetz zur Bestellung eines Landespflegebeauftragten von der 
SPG unter fachlichen Gesichtspunkten kommentiert.  
 
 
3. Errichtung einer Pflegekammer im Saarland 
 
Nachdem in mehreren Bundesländern (fach-)politische Initiativen zur Gründung einer 
Pflegekammer gestartet wurden, hat die SPG den internen Meinungsbildungsprozess 
intensiviert. Als Ergebnis dieses Meinungsbildungsprozesses wurde deutlich, dass innerhalb 
der Mitgliedsverbände der SPG keine eindeutige Position für bzw. gegen eine Pflege-
kammer gefunden werden kann. Es besteht innerhalb der SPG Einvernehmen darüber, dass 
im Bereich der Pflege in mehreren Feldern nach wie vor Regelungsbedarf existiert; die 
Frage, ob zur Behebung dieser Defizite zwingend eine neue Institution gegründet werden 
muss, wird jedoch innerhalb der Verbände nicht einheitlich beurteilt. 
 
 
4. Projekt „Zahlen, Daten, Fakten“ 
 
Auch im Jahr 2012 fand eine Weiterentwicklung des vom Vorstand der SPG im Jahr 2009 
beschlossenen Projektes „Aufbau einer Datenbank“ statt. Ziel des Projektes ist neben der 
Auswertung und Systematisierung der relevanten Struktur- und Bewegungsdaten auch die 
Ermittlung der für die fachpolitische Diskussion relevanten Kennziffern.  
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5. Beteiligung am SZ-Lesertelefon 
 
Auch im Jahr 2012 beteiligte sich die SPG an dem im Jahr 2005 von der Saarbrücker 
Zeitung in Kooperation mit der Verbraucherzentrale des Saarlandes eingerichteten 
„Lesertelefon“. Sieben Jahre nach Errichtung des SZ-Lesertelefons ist festzustellen, dass 
das Informationsbedürfnis der Bevölkerung in Bezug auf Fragen der Pflegeversicherung 
ungebrochen groß ist.  
 
 
6. Neuwahl des Vorstandes sowie Satzungsfragen 
 
In der Mitgliederversammlung vom 12. Dezember 2012 wurde turnusgemäß ein neuer 
Vorstand gewählt; dabei wurde der bisherige Vorsitzende, Herr Harald KILIAN (DPWV), für 
weitere drei Jahre als Vorsitzender bestätigt. 
 
Darüber hinaus hat die Mitgliederversammlung eine Anpassung der seit Gründung der SPG 
am 22. Dezember 1994 unverändert geltenden Satzung beschlossen sowie mit Wirkung zum 
01. Januar 2013 eine Beitrags- und Finanzordnung gemäß § 8 Abs. 3 Ziffer 12 der Satzung 
erlassen. 
 
 
Saarbrücken, den 03. Mai 2013 
 
 
 
 
 
 
_______________________     ___________________________ 
         Der Vorsitzende      Die Geschäftsführung 


